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Vorwort 

Sozialversicherungs- und Sozialverfassungsrecht gestalten das System 
der gesetzlichen Krankenversicherung nach den Prinzipien einer funk­
tionsmäßig gegliederten, arbeitsteiligen sowie kooperativen Verantwor­
tung von Staat und Gesellschaft. Öffentliche und private Aufgaben­
träger sehen sich diesem System in gleicher Weise verpflichtet - zum 
Ziele und Nutzen einer ebenso funktionstüchtigen wie sozial- und frei­
heitsgerechten Krankenversorgung insgesamt. Wichtige und gesicherte 
Funktionen privater Eigenverantwortung liegen - system- wie ver­
fassungsgerecht - in den wirtschaftlichen Bereichen der Herstellung 
und des Vertriebs von Arzneien, Heil- und Hilfsmitteln. Die Wirksam­
keiten dieser privatwirtschaftlichen Versorgungsleistungen sehen sich 
indessen immer häufiger durch Formen konkurrierender Eigenwirt­
schaft gesetzlicher Krankenversicherungsträger bedroht. Die vorlie­
gende Studie untersucht die sozialversicherungs- und verfassungsrecht­
lichen Grenzen einer solchen eigenwirtschaftlichen Betätigung gesetz­
licher Krankenversicherungsträger anhand des besonders aktuellen 
Beispiels der Selbstabgabe von Sehhilfen durch die Allgemeinen 
Ortskrankenkassen. 

Der Studie liegt ein Rechtsgutachten zugrunde, das die Verfasser in 
gemeinsamer wissenschaftlicher Verantwortung dem Zentralverband 
der Augenoptiker erstattet haben. 

Berlin / München, im Sommer 1980 

Bernd von Maydell 
Rupert Scholz 
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TEIL A 

Problemstellung 

Das gegebene System der gesetzlichen Krankenversicherung baut auf 
einem in rechtlicher wie tatsächlicher Hinsicht differenzierten Gefüge 
kooperativer Verantwortung von Staat und Gesellschaft auf. Dieses 
System basiert sowohl auf der sozialstaatlichen Verantwortung für die 
Krankenversorgung als auch auf der privaten Eigenverantwortung und 
der - mit dieser Verantwortung zusammenhängenden - privatwirt­
schaftlichen Versorgung mit ärztlichen Leistungen, Krankenhauslei­
stungen sowie Arzneien und Heil- sowie Hilfsmitteln. Die privatwirt­
schaftliche Struktur der letzteren Bereiche wurzelt im freien Beruf des 
Arztes und Apothekers, im nicht nur staatlichen, sondern auch gesell­
schaftlichen Krankenhauswesen sowie in der prinzipiell privaten Or­
ganisation der Herstellung und des Vertriebs von Arzneien, Heil- und 
Hilfsmitteln. Auf diesen privatwirtschaftlichen Grundvoraussetzungen 
baut die staatliche Krankenversorgung auf. Ihr strukturelles Grund­
prinzip liegt demgemäß in der Krankenversicherung und nicht in der 
unmittelbar-eigenen Versorgungsleistung. Soweit etwa staatliche Kran­
kenhäuser staatsunmittelbare Versorgungsleistungen erbringen, bedeu­
tet dies noch keinen Widerspruch; denn jene staatlichen Krankenhäuser 
fügen sich in das vorgenannte System ein, ohne einen allgemeineren 
Staatsanspruch auf eigene Versorgungsleistung oder gar ein staatliches 
Sozialleistungsmonopol zu reklamieren. 

Hat sich dieses System grundsätzlich bewährt, so mehren sich in der 
jüngsten Vergangenheit Tendenzen, die jenes Maß arbeitsteiliger Ge­
samtverantwortung in der Krankenversorgung zugunsten eines stärke­
ren Funktionsanspruchs öffentlich-rechtlicher Aufgabenträger in Frage 
stellen. Die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung neigen zu­
nehmend mehr dazu, über die von ihnen gesetzlich zu erbringenden 
Versicherungsleistungen hinaus auch in unmittelbarer Krankenversor­
gung Sachleistungen zu erbringen bzw. auch die Verantwortung für 
solche Leistungen in eigene Zuständigkeiten zu überführen. Die hieraus 
resultierenden Konflikte sowohl sozialrechtlicher als auch verfassungs­
rechtlicher Art sind evident. Denn sie markieren nicht nur punktuelle 
Funktionsstreitigkeiten; sie markieren vielmehr die Gefahr eines prin­
zipiellen Systembruchs, der das gesamte gegebene System gegliederter 
und kooperativer Verantwortung von Staat und Gesellschaft zu spren­
gen droht und damit auch an die Grundlagen der gegebenen Sozial­
verfassung greift. Das grundgesetzliche Sozialstaatsprinzip anerkennt 
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staatliche Alleinansprüche weder im Bereich der Sozialleistungen allge­
mein noch in dem der Krankenversorgung im besonderen. Das grund­
gesetzliche Sozialstaatsprinzip baut vielmehr auf einer ebenso gemein­
samen wie arbeitsteiligen Sozialverantwortung von Staat und Gesell­
schaft auf. Die staatliche Sozialverantwortung steht zwar in keinem 
definitiven Subsidiaritätsverhältnis gegenüber der gesellschaftlichen 
Eigenverantwortung; andererseits ermächtigt das Sozialstaatsprinzip 
keinen Träger öffentlicher Sozialleistungen zur Verstaatlichung oder 
faktischen Verdrängungskonkurrenz gegenüber intakten Formen ge­
sellschaftlicher Sozialverantwortung. Gefahren der letzteren Art drohen 
in der Krankenversorgung indessen dort, wo öffentlich-rechtliche Auf­
gabenträger versuchen, privatwirtschaftliche oder sonstig gesellschaft­
liche Verantwortlichkeiten zu verdrängen oder faktisch zu verstaat­
lichen - hieße dies nun Verstaatlichung freier Berufe wie des Arztes 
und des Apothekers, Verstaatlichung freier Krankenhäuser oder Ver­
staatlichung privatwirtschaftlich geleisteter Versorgung mit Arzneien, 
Heil- und Hilfsmitteln. Formen solcher Verstaatlichung brauchen sich 
nicht der Kategorien etwa sozialisierender Maßnahmen zu bedienen; sie 
können auch auf faktischem (,,kaltem") Wege stattfinden - etwa mit­
tels Einsatzes wettbewerblicher Mittel (staatliche Verdrängungskon­
kurrenz gegenüber privatwirtschaftlichen Konkurrenten). Obwohl der­
art grundsätzliche Gefahren vorerst noch nicht allzu akut sind, mehren 
sich doch punktuelle Konflikte, die die grundsätzliche Problematik 
nicht nur verdeutlichen, sondern auch alarmieren sollten. Ein zentrales 
Beispiel für solche Konflikte liegt in der Selbstabgabe von Sehhilfen 
durch Allgemeine Ortskrankenkassen. Denn mit einer solchen Selbst­
abgabetätigkeit übernehmen die Träger der gesetzlichen Krankenver­
sicherung bereits die krankenversorgende Sachleistung in eigene Regie; 
sie errichten Konkurrenzbetriebe zum privaten Optikergewerbe und 
treten diesen so mit Funktionsansprüchen gegenüber, die das vorste­
hend skizzierte System prinzipiell gegliederter und kooperativer Ver­
antwortung zerstören. Die Träger der gesetzlichen Krankenversiche­
rung begnügen sich nicht mehr damit, dem Versicherten den Erwerb 
der benötigten Brille finanziell zu ermöglichen; sie beanspruchen die 
Belieferung des Versicherten mit Sehhilfen als unmittelbar eigene, 
wirtschaftliche Zuständigkeit. Die wirtschaftlichen Folgen einer solchen 
Selbstabgabetätigkeit für den Beruf des Augenoptikers und sein pri­
vates Gewerbe liegen auf der Hand. 

Die nachfolgende Untersuchung setzt sich mit den sozial- und verfas­
sungsrechtlichen Problemen solcher eigenwirtschaftlichen Betätigungen 
gesetzlicher Krankenversicherungsträger anhand des konkreten Kon­
flikts der Selbstabgabe von Sehhilfen durch Allgemeine Ortskranken­
kassen auseinander. 



TEIL B 

Sozial versicherungsrechtliche Grenzen 

der Selbstabgabe von Heil- und Hilfsmitteln 

durch Allgemeine Ortskrankenkassen 

I. Entwicklung und Streitstand zur 
kassenmäßigen Selbstabgabe von Brillen 

Den Ortskrankenkassen - ebenso wie den anderen gesetzlichen 
Krankenkassen - obliegt gemäß § 179 Abs. 1 Ziff. 2 RVO unter anderem 
die Krankenhilfe. Zur Krankenhilfe gehört gemäß § 182 Abs. 1 Ziff. 1 
lit. b RVO die Versorgung mit Brillen. Im Normalfall wird die Versor­
gung mit Brillen so vorgenommen, daß freiberufliche Optiker die Bril­
len an die Kassenmitglieder liefern, und die zuständige Kasse lediglich 
die Bezahlung übernimmt. Rechtsgrundlagen für diese Praxis sind 
Rahmenverträge zwischen Kassen bzw. Kassenverbänden und den In­
nungen der Augenoptiker (vgl. auch § 407 Abs. 1 Nr. 2 RVO). Diese 
Verträge sehen vor, daß der einzelne Augenoptiker, der bestimmte per­
sönliche und fachliche Voraussetzungen erfüllt, zur Lieferung an die 
Versicherten auf Kosten der Krankenkasse berechtigt werden kann. Die 
Verträge enthalten weiter Einzelheiten über die Art und Weise, wie die 
Optiker ihre Leistungen zu erbringen haben, sowie über die Abrech­
nung, die gegenüber der Kasse erfolgt. Die Kasse erhält in den Verträ­
gen weitgehende Kontrollrechte eingeräumt; sie verpflichtet sich ihrer­
seits jedoch, die freie Wahl des Versicherten zwischen den berechtigten 
Optikern nicht zu beeinflussen. 

Bei der Lieferung von Brillen durch die Optiker an die Versicherten 
wird zwischen Kassenbrillen, die dem Versicherten als Kassenleistung 
ohne besonderes Entgelt gewährt werden, und sog. Feinbrillen unter­
schieden. Bei diesen Feinbrillen handelt es sich um Sehhilfen, deren 
Ausstattung über die Standardausführung bei den Kassenbrillen hin­
ausgeht. Gestell und/oder Gläser sind bei Feinbrillen an gehobenen 
Ansprüchen orientiert. Die Kassen zahlen dem liefernden Augenoptiker 
bei dieser Art von Brillen einen Betrag, der dem Wert einer zur Kor­
rektur der jeweiligen Fehlsichtigkeit erforderlichen Kassenbrille ent­
spricht. Den darüber hinausgehenden Geldbetrag entrichtet der Ver­
sicherte selbst an den Optiker. 


